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31-0831 

 
Übungen der Bundeswehr 
 
 
Im Zeitraum vom 10.06.2025, 22:00 Uhr bis 12.06.2025, 18:00 Uhr führt eine Einheit der 
Bundeswehr eine Truppenübung durch. Dabei wird auch der Landkreis Kitzingen im Raum Volkach, 
Gerolzhofen, Schwarzach am Main, Järkendorf sowie Neuses am Sand beansprucht. Wegen der 
geringen Anzahl an Teilnehmer ist nicht mit nennenswerten Belastungen zu rechnen. 
 
Hinweise: 
 
Wir legen der Bevölkerung, insbesondere Spaziergängern, Joggern und Geocachern nahe, sich von 
den Einrichtungen der übenden Truppe und den Soldaten fernzuhalten! Wir bitten 
Jagdausübungsberechtigte generell um erhöhte Aufmerksamkeit, denn es ist nicht bekannt, wo sich 
die Truppe im Übungsgebiet zeitweise aufhalten wird. Außerdem weisen wir auf die Gefahren hin, 
die von liegen gebliebenen militärischen Sprengmitteln (Fundmunition und dgl.) ausgehen. Wir 
bitten, jeden Fund umgehend der Polizeiinspektion Kitzingen zu melden. Das Sammeln, der Erwerb, 
der Besitz und der Verkauf dieser Gegenstände sind verboten und können mit Geldstrafen oder 
Freiheitsstrafen geahndet werden. 
 
Zur Abwicklung von Manöverschäden erteilen die Gemeinden sowie das Bundesamt für 
Infrastruktur, Umweltschutz und Dienstleistungen der Bundeswehr Kompetenzzentrum 
Baumanagement Stuttgart, Postfach 10 52 61, 70045 Stuttgart, für die Bundeswehr und die 
Bundesanstalt für Immobilienaufgaben - Schadensregulierungsstelle des Bundes - Regionalbüro Ost, 
Drosselbergstr. 2, 99097 Erfurt, für die ausländischen Streitkräfte nähere Auskünfte 
(Manöverbekanntmachung vom 04.12.2008). 
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Entschädigungsansprüche sollen umgehend geltend gemacht werden. Im Falle von Manöver-
schäden, die von NATO-Streitkräften allein oder gemeinsam mit der Bundeswehr verursacht worden 
sind, sind sie spätestens innerhalb eines Monats nach Beendigung der den Schaden verursachenden 
Übung schriftlich bei der Gemeinde- bzw. Stadtverwaltung oder innerhalb von drei Monaten nach 
dem Zeitpunkt, in dem der Geschädigte von dem Schaden und der beteiligten Truppe Kenntnis 
erlangt hat, schriftlich bei der o. g. Regulierungsstelle geltend zu machen 
(http://www.behoerdenwegweiser.bayern.de/dokumente/aufgabenbeschreibung/10553265494). 

 

Kitzingen, 21.05.2025 

 

 

SG 62.3-641.2-25-170 
 

 

Vollzug der Wassergesetze und des Umweltverträglichkeitsprüfungsgesetzes (UVPG); 
Grabenaufweitungen auf den Grundstücken Flur-Nrn. 2201, 2166, 2217, 2364, 2360, 2359, 2358, 
2373, 2400, 2401, 2386, 2405 der Gemarkung Obernbreit und Fl.-Nrn. 1131 und 1134 der 
Gemarkung Tiefenstockheim 
 
Das Landratsamt Kitzingen gibt gemäß § 5 Abs. 2 Satz 1 des Gesetzes über die Umweltverträglich-
keitsprüfung (UVPG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 18. März 2021 (BGBl. S. 540), das 
zuletzt durch Art. 10 des Gesetzes vom 23.10.2024 (BGBl. 2024 I Nr. 323) geändert worden ist, 
bekannt: 
 
Die Marktgemeinden Obernbreit und Seinsheim beabsichtigen in der Flur Hochwasser- und 
Erosionsschutzmaßnahmen. An einem Graben sind auf den o.g. Grundstücken Aufweitungen geplant. 
Diese Maßnahme dient der Ausbreitung von Hochwasser am Oberlauf, sodass Wasser in der 
Landschaft versickert und weniger Wasser weniger schnell abfließt. 
 
Die Maßnahme stellt einen Gewässerausbau i. S. d. § 67 Abs. 2 WHG dar. Nach Art. 63 Abs. 1 BayWG, 
§ 7 Abs. 2 UVPG i. V. m. Ziffer 13.18.2 der Anlage 1 zum UVPG hat das Landratsamt Kitzingen als 
zuständige Behörde überschlägig in zwei Stufen zu prüfen, ob bei dem Vorhaben besondere örtliche 
Gegebenheiten gemäß der in Anlage 3 zum UVPG Nr. 2.3 aufgeführten Schutzkriterien vorliegen. 
Falls ja, muss auf der zweiten Stufe unter Berücksichtigung der in Anlage 3 zum UVPG aufgeführten 
Kriterien geprüft werden, ob das Vorhaben erhebliche nachteilige Umweltauswirkungen haben kann, 
die die besondere Empfindlichkeit oder die Schutzziele des Gebietes betreffen (standortbezogene 
Vorprüfung). 
 
Die standortbezogene Vorprüfung wurde gemäß § 7 Abs. 2 Satz 2 UVPG als überschlägige Prüfung 
durchgeführt. Die Prüfung in der ersten Stufe hat ergeben, dass das Vorhaben  
 
- teilweise im FFH-Gebiet „Wälder zwischen Willanzheim, Mainbernheim und Tiefenstockheim“ 
sowie im Vogelschutzgebiet „Südliches Steigerwaldvorland“ liegt und 
 
-teilweise im Bereich des Bodendenkmals „Siedlung der Linearbandkeramik D-6-6327-0125“. 
 
Somit ist auf der zweiten Stufe zu prüfen, ob das Vorhaben unter Berücksichtigung der in Anlage 3 
aufgeführten Kriterien erhebliche nachteilige Umweltauswirkungen haben kann, die die besondere 
Empfindlichkeit oder die Schutzziele des Gebietes betreffen (§ 7 Abs. 2 Satz 5 UVPG): 

http://www.behoerdenwegweiser.bayern.de/dokumente/aufgabenbeschreibung/10553265494
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-Eine ehebliche Beeinträchtigung der o.g. Natura 2000 - Gebiete durch das Projekt wird seitens der 
unteren Naturschutzbehörde nicht gesehen.   
 
-Bodeneingriffe aller Art bedürfen im Rahmen der vorgelegten Planung einer Erlaubnis gem. Art. 7 
Abs. 1 BayDSchG. Die Erlaubnis ist in einem eigenständigen Verfahren bei der zuständigen Unteren 
Denkmalschutzbehörde zu beantragen. Das Bayerische Landesamt für Denkmalpflege wird in diesem 
Verfahren und auf Grundlage einer detaillierteren Planung die fachlichen Anforderungen formu-
lieren. Somit ist eine erhebliche Beeinträchtigung des Schutzguts „kulturelles Erbe“ ausgeschlossen. 
 
In keinem Fall kann hier von erheblichen nachteiligen Umweltauswirkungen ausgegangen werden. 
Somit besteht vorliegend keine UVP-Pflicht (vgl. § 7 Abs. 2 Satz 6 UVPG). 
 

 

Kitzingen, 26.05.2025 


